
politische Geschehen zu ermöglichen,
sollen sie in die FDP eintreten, sie
unterwandern und ihre Führung in
die Hand nehmen.« Mit nur 200
Mitgliedern sei es möglich »den
ganzen Landesverband zu erben«.
Naumann zeigte sich angetan von
Achenbachs Plänen und hatte schon
ähnliche Überlegungen angestellt.
Tatsächlich sollte die Unterwande-
rung der nordrhein-westfälischen FDP
durch ehemalige NS-Funktionäre der-
art dramatische Formen annehmen,
dass sich die britische Militärver-
waltung Anfang 1953 zum Eingreifen
genötigt sah. Naumann und einige
seiner Kameraden wurden von briti-
schen Sicherheitsoffizieren festge-
nommen. Die Ereignisse wurden als
»Naumann-Affäre« bekannt. Die
Bezeichnung gibt mit ihren personali-
sierenden und verschwörungstheore-
tischen Implikationen die vergangen-
heitspolitische Bedeutung dieser
Vorgänge aber nur unzureichend
wider. Die »Naumann-Affäre« war weit
mehr als lediglich Versuche von Nazi-
Kadern, den Landesverband der nord-

rhein-westfälischen FDP zu »unter-
wandern«. 

Nationale Sammlung
Die FDP zerfiel zu Beginn der fünfzi-
ger Jahre in zwei Flügel. Einerseits in
eine liberale Fraktion, die ihre Basis
in den südwestdeutschen Landesver-
bänden und Hamburg hatte. Anderer-
seits formierte sich in Hessen, Nieder-
sachsen, Nordrhein-Westfalen, später
auch in Schleswig-Holstein ab
1948/49 ein nationalistischer Flügel,
der das Erscheinungsbild der Partei
bis zur »Naumann-Affäre« prägen
sollte. 
Die Exponenten dieses »nationallibe-
ralen« Kurses wollten eine Massen-
partei rechts von der Union aufbauen.
Die FDP sollte Dachorganisation derje-
nigen sein, die durch den Zusammen-
bruch des NS angeblich marginalisiert
worden waren. Der nationale Flügel
der Partei sah sich als Sprachrohr von
Arisierungsprofiteuren, Vertriebenen,
ehemaligen Wehrmachtsangehörigen
und NS-Funktionären. Mit unverhoh-
lener Aggressivität wurde gegen die

Im Sommer 1950 trafen sich der nord-
rhein-westfälische FDP-Landtagsab-
geordnete Ernst Achenbach und
Werner Naumann, Mitarbeiter einer
Düsseldorfer Import/Export-Firma zu
einem konspirativen Treffen. Beide
hatten während des Nationalsozia-
lismus Karriere gemacht. Achenbach,
der mittlerweile eine Rechtsanwalts-
kanzlei führte, war während des NS in
hohen Positionen im diplomatischen
Dienst tätig gewesen. Naumann hatte
es sogar zum Staatssekretär im
Propagandaministerium gebracht.
Nach Kriegsende 1945 tauchte der SS-
Hauptsturmführer daher für die fol-
genden vier Jahre unter. 
Dennoch verfügte Naumann offen-
kundig weiter über umfangreiche
Kontakte zu ehemaligen Funktions-
trägern des NS-Regimes. An diesen
Verbindungen nun zeigte sich Achen-
bach während des Treffens sehr inter-
essiert. Den Inhalt des Gesprächs
notierte Naumann in seinem Tage-
buch. Demnach plante der Rechts-
anwalt folgendes: »Um den National-
sozialisten [...] einen Einfluß auf das
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Entnazifizierungsmaßnahmen der
Alliierten und gegen Entschädigungs-
zahlungen für NS-Opfer agitiert. 
Speerspitze der »nationalen Samm-
lung« wurde der nordrhein-westfäli-
sche Landesverband. Dessen Vorsitz-
ender, Friedrich Middelhauve, be-
diente sich einer extrem nationalisti-
schen Rhetorik und begann zudem,
die Partei gezielt für (ehemalige)
Nazis zu öffnen. Eine zentrale Rolle
spielte dabei Ernst Achenbach. Von
seiner Essener Anwaltskanzlei aus
koordinierte er gemeinsam mit dem
ehemaligen SS-Ideologen Werner Best
eine Kampagne, die eine General-
amnestie für Kriegsverbrecher durch-
setzen sollte. Auch deshalb verfügte
Achenbach über umfangreiche Kon-
takte zu rechtsextremen Gruppen und
Einzelpersonen. 

Die Naumann-Gruppe
So kamen auch die Verbindungen zum
Zirkel um Werner Naumann zustande,
dem einige ehemalige Gauleiter, HJ-
und Studentenführer angehörten. Die
Gruppe plante, vor allem die kleinen
Parteien rechts der Union – z.B. die
Deutsche Partei (DP), den Block der
Heimatvertriebenen und Entrechteten
(BHE) – oder die FDP zu beeinflussen
bzw. zu unterwandern, um somit
nationalsozialistisches Gedankengut
in den politischen Diskursen der BRD
zu verankern. 
Ob die Protagonisten des Naumann-
Kreises gezielt auf eine zweite
»Machtergreifung« hinarbeiteten,
dürfte jedoch zweifelhaft sein. Dem
Historiker Ulrich Herbert zufolge ging
es ihnen zunächst um eine »Reha-
bilitierung des Nationalsozialismus im
allgemeinen« sowie »der eigenen
Person im besonderen«. Die politi-
schen Vorstellungen beinhalteten die

Wiedererrichtung eines autoritären
deutschen Machtstaates. Besonders
darin trafen sich die Interessen der
Gruppe um Naumann mit denen des
nationalen FDP-Flügels. Naumann,
Middelhauve und Achenbach träum-
ten vom Aufbau einer Sammlungs-
bewegung, die gewissermaßen eine
Neuauflage der »Harzburger Front«
darstellen sollte, in der sich am Ende
der Weimarer Republik führende repu-
blikfeindliche, nationalistische und
rechtsextreme Kräfte vereint hatten.
Die Tatsache, dass ehemalige Nazi-
Kader nun vermehrt Schlüsselposi-
tionen vor allem im nordrhein-westfä-
lischen aber auch im niedersächsi-
schen Landesverband der FDP besetz-
ten, war eine Entwicklung, die sich
mit der ausdrücklichen Billigung, ja
zuweilen gar auf Initiative der jeweili-
gen Parteiführungen vollzog. 
In Nordrhein-Westfalen war dies spä-
testens Ende 1952 unübersehbar. Bis
zu 90 Prozent der hauptamtlichen
Mitarbeiter des Landesverbandes hat-
ten während des NS Karriere gemacht.
So war Landesgeschäftsführer Heinz
Wilke HJ-Führer und Chefredakteur
der HJ-Zeitschrift »Wille und Macht«
gewesen. Siegfried Zoglmann, der als
»Schriftleiter« der von Middelhauve
herausgegebenen extrem rechten
Wochenzeitschrift »Die deutsche Zu-
kunft« fungierte, hatte den Rang
eines SS-Obersturmführers bekleidet
und in der Reichsjugendführung mit-
gearbeitet. Der persönliche Referent
Middelhauves, Wolfgang Diewerge,
war bis 1945 als antisemitischer Pu-
blizist tätig und hatte die Abteilung
»Rundfunk« im Propagandaminis-
terium geleitet. Auch Werner Best
pflegte enge Kontakte zur nordrhein-
westfälischen FDP, als Rechtsberater
erstellte er Gutachten und Denk-

schriften im Kontext von Entnazi-
fierungsfragen oder NS-Verfahren.

Das »Deutsche Programm«
Die Nazis in der FDP und deren
Umfeld übten großen Einfluss auf die
sich radikalisierende Programmatik
des Landesverbandes aus. Dies
geschah durchaus in Kooperation mit
der Parteispitze. Im Sommer 1952
präsentierte Middelhauve auf dem
Landesparteitag in Bielefeld das so
genannte »Deutsche Programm«, das
vermutlich von Diewerge, Naumann
und Best entworfen worden war. Es
stellte den Höhepunkt der nationalen
Sammlungsbestrebungen dar. Die
Begriffe »liberal« oder »demokra-
tisch« kamen nicht vor. Vielmehr ließ
der Text aggressiv antimarxistische
und autoritäre Staats- und Gesell-
schaftsvorstellungen erkennen und
beklagte die »Willkür« der Sieger-
mächte des Zweiten Weltkrieges. 
Middelhauve stellte das Programm
auf dem Bundesparteitag der FDP im
November 1952 zur Diskussion. Es
wurde zwar nicht auf Bundesebene
übernommen, da die Protagonisten
der »Nationalen Sammlung« eine
dadurch drohende Spaltung der FDP
vermeiden wollten. Dennoch ging die
nationale Fraktion gestärkt aus dem
Parteitag hervor, Middelhauve wurde
zum stellvertretenden Parteivorsitz-
enden gewählt. Außenstehende stuf-
ten den Rechtskurs der FDP als
bedenklich ein. Die Frankfurter
Rundschau charakterisierte die Vor-
gänge auf dem Bad Emser Parteitag
als den »innerparteilichen 30. Januar
der FDP«; die französische Le Monde
stellte fest, dass die FDP auf dem
Wege sei, sich in eine »nationalisti-
sche und reaktionäre Bewegung der
äußersten Rechten« zu wandeln. 
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eine »Unterwanderung« der FDP rea-
giert hatte, war eine gewisse Skepsis
der Alliierten hinsichtlich der politi-
schen und gesellschaftlichen Verhält-
nisse in der BRD durchaus berechtigt.
Zudem veröffentlichte die New York
Times etwa zeitgleich Umfrageergeb-
nisse, wonach 44 Prozent der Deut-
schen am Nationalsozialismus »mehr
Gutes« erkennen wollten. Bundes-
kanzler Konrad Adenauer bemühte
sich, die Bedeutung der »Naumann-
Affäre« und die Umfrageergebnisse
herunterzureden, denn Westintegra-
tion und angestrebte Wiederbewaff-
nung schienen dadurch gefährdet zu
sein. Zugleich kam der Schlag gegen
die nordrhein-westfälische FDP dem
Bundeskanzler ganz gelegen. Das Pro-
jekt einer nationalen Massenpartei
hatte kurz vor der Bundestagswahl im
Herbst 1953 einen schweren Rück-
schlag erlitten. Tatsächlich gelang es
CDU und CSU, in den fünfziger Jahren
das rechte Wählerpotenzial von DP,
BHE und FDP für die Union zu gewin-
nen. 

Nachspiel
Im März 1953 übernahm der Ober-
bundesanwalt die Ermittlungen gegen
Naumann und seine Kameraden. Vor
dem Bundesgerichtshof (BGH) sollte
ein Verfahren wegen »Bildung einer
verfassungsfeindlichen Vereinigung«
und »Geheimbündelei« eingeleitet
werden. Dazu kam es aber nicht. Die
Bundesanwälte ermittelten äußerst
nachlässig, im Juli 1953 wurde Nau-
mann aus der Haft entlassen, das
Ermittlungsverfahren eingestellt.
Dennoch war die politische Karriere
des ehemaligen Goebbels-Staatssekre-
tärs weitgehend beendet. Naumann
wollte zwar bei der Bundestagswahl
als Spitzenkandidat der rechtsextre-

men Deutschen Reichspartei antre-
ten. Ende August stufte ihn das nord-
rhein-westfälische Innenministerium
per Entnazifizierungsbescheid aber
als »belastet« ein, womit er das aktive
und passive Wahlrecht verlor. 
Dagegen sahen sich Middelhauve und
Achenbach nicht mit nennenswerten
Konsequenzen konfrontiert. Middel-
hauve blieb Landesvorsitzender der
FDP. Von drei Mitarbeitern des
Parteiapparates abgesehen, konnten
sämtliche ehemaligen NS-Kader ihre
Posten behalten. Der nordrhein-west-
fälische Landesverband blockierte ein
vom Bundesvorstand eingeleitetes
Ausschlussverfahren gegen Achen-
bach. Im Jahr 1957 zog der
Rechtsanwalt sogar für die FDP in den
Bundestag ein. Dort vertrat er, wie
der Historiker Norbert Frei urteilt, bis
Mitte der siebziger Jahre die »vergan-
genheitspolitischen Interessen der
SS«. So verschleppte er als Bericht-
erstatter des Auswärtigen Ausschus-
ses des Bundestages jahrelang die
Ratifizierung des deutsch-französi-
schen Überleitungsvertrages für
Kriegsverbrecher. Der Vertrag sollte
die Basis schaffen, NS-Täter, die von
französischen Gerichten in Abwesen-
heit verurteilt worden waren, auch in
der BRD den Prozess machen zu kön-
nen. Erst als Beate und Serge Klars-
feld im Jahr 1974 nachwiesen, dass
Achenbach als Mitarbeiter der deut-
schen Botschaft in Paris an der
Deportation von Juden beteiligt ge-
wesen war, erhielt Achenbachs Karr-
iere erstmals einen Schlag. Da war es
freilich fast zu spät. Seine »Pflicht
nach rechts« hatte Achenbach jeden-
falls bis zum Ende weitgehend unbe-
helligt, ganz im Sinne Naumanns und
seiner Kameraden erfüllen können.
Und »Kameraden« gab es viele. �

Die Festnahmeaktion und die
öffentlichen Reaktionen
Auch die britische Hohe Kommission,
die bis zur vollständigen Souveränität
der BRD im Jahr 1955 berechtigt war,
in innenpolitische Vorgänge einzu-
greifen, verfolgte sehr besorgt die
Radikalisierung der nordrhein-west-
fälischen FDP. Wiederholt versuchten
die Briten, Bundesregierung und den
FDP-Bundesvorstand auf die »Unter-
wanderung« des nordrhein-westfäli-
schen Landesverbandes hinzuweisen.
Einzelnen Pressevertretern wurden
Erkenntnisse des britischen Geheim-
dienstes zugespielt, um darüber
Druck auf die Partei auszuüben.
Nachdem diese Strategie durch die
deutsche Untätigkeit scheiterte, griff
die Hohe Kommission selbst ein. In
der Nacht zum 15. Januar 1953 wur-
den Naumann sowie fünf seiner Kam-
eraden festgenommen, »damit festge-
stellt werden kann, in welchem Um-
fang die Tätigkeit dieser Männer
innerhalb und außerhalb der BRD im
gegenwärtigen Augenblick eine
Bedrohung der Sicherheit der alliier-
ten Streitkräfte darstellt«. 
Die öffentliche Empörung über den
angeblichen Eingriff in die bundes-
deutsche Souveränität war groß. Der
Grund für die Aktion, die gezielte
»Unterwanderung« der FDP durch
ehemals führende Nazis, wurde kaum
thematisiert. Laut einer Umfrage des
Allensbacher Instituts vom Februar
1953 fanden 47 Prozent der Deut-
schen, man müsse gegen die Fest-
nahmeaktion der Briten protestieren.
Nur ein Fünftel der Befragten sah kei-
nen Grund für Protest. Auch etliche
Mitglieder der Bundesregierung äus-
serten sich verstimmt. Angesichts der
Untätigkeit, mit der die deutsche
Seite auf die britischen Hinweise auf
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